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konsequenter, den Kostenerstattungsanspruch des Käufers auf 
einer zweiten Stufe auch dann ungekürzt zu gewähren, wenn 
die Aus- und Neueinbaukosten den Wert der Kaufsache erheb­
lich übersteigen. Da die Richtlinie nach dem Urteil des EuGH 
eine etwaige Kürzung des Kostenerstattungsanspruchs des 
Käufers auch nicht zwingend gebietet, sondern eine solche le­
diglich „nicht ausschließt“,58 könnte diese Lösung auch durch 
die mitgliedsstaatlichen Gerichte bzw. Gesetzgeber umgesetzt 
werden.
IV. Zusammenfassung
Das Urteil des EuGH zum Umfang des Nacherfüllungsan- 
spruchs aus Art. 3 VerbrGK-RL setzt die Linie einer verbrau­
cherbegünstigenden Auslegung fort, indem es den Verkäufer 
verpflichtet, entweder einen Aus- und Ncueinbau selbst vor­
zunehmen oder dem Käufer die diesbezüglichen Kosten zu er­
statten. Zugleich versagt es dem Verkäufer im Grundsatz den 
Einwand einer absoluten Unverhältnismäßigkeit. In der Sache 
erscheint diese Ausdehnung der Nacherfüllungspflicht aller­
dings fragwürdig. Jedenfalls überzeugt die durch den EuGH 
als wirtschaftlicher Kompromiss gedachte Möglichkeit einer 
„angemessenen“ Kürzung des Kostenerstattungsanspruchs 
des Käufers bei näherer Betrachtung nicht und sollte daher 
bei der Umsetzung des Urteils in den M itgliedsstaaten nicht 
übernommen werden.
Summary
The judgm ent o f the ECJ regarding the buyer’s right to have 
the goods brought into conformity under Art. 3 o f the Con­
sumer Sales Directive 1999/44/EC goes on with the line o f a 
consum er-friendly interpretation by obliging the seller either 
to a demounting and a new installation or to reimburse the 
buyer for the respective costs. Furthermore, the ECJ also denies 
the seller, in principle, the defence of absolute disproportion- 
ality. On the merits, however, this expansion of the seller’s 
obligations seems disputable. At all events, the alternative to 
“adequately” reduce the buyer’s right to reimbursement, which 
was contemplated by the ECJ as a compromise, does not seem 
convincing on closer exam ination and, therefore, should not 
be adopted by the member states in implementing the judge­
ment.
Résumé
L’arrêt rendu par la CJUE concernant le droit de l’acheteur à la 
mise des biens conformément à l’article 3 de la directive sur les 
ventes aux consommateurs 1999/44/CE poursuit la ligne 
d’une interprétation favorable aux consommateurs en contrai­
gnant le vendeur soit à effectuer le démontage et une nouvelle 
installation, soit à rembourser à l’acheteur les coûts correspon­
dants. Par ailleurs, la CJUE refuse au vendeur, en principe, 
d’invoquer l ’objection d’ une disproportionnalité absolue. 
Néanmoins, sur le fond, cette expansion des obligations du 
vendeur semble contestable. En tout cas, l’alternative visante 
à réduire «adéquatement» le droit de l’acheteur au rembourse­
ment, ayant été envisagée par la CJUE comme une sorte de 
compromis, ne paraît pas convaincante après un examen plus 
approfondi et ne devrait donc être adoptée par les Etats mem­
bres dans l’implémentation de l’arrêt.
58 EuGH, NJW 2011, 2269 in Tz. 74.
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A. Einführung
Im Zeitalter digitaler Medien verbreiten sich persönlichkeits­
rechtsverletzende Informationen ohne Rücksicht auf Staats­
grenzen und Präferenzen der Betroffenen schneller und unge­
hinderter denn je. Einer unbegrenzten Anzahl von Individuen 
werden diese Informationen bekannt, selbst wenn der Betrof­
fene dies verhindern will. Zugleich ist die Berichterstattung 
objektiv gesehen nicht per se unerwünscht, weil die umfassen­
de, wahrhaftige Information der Bürger als wesentlich erachtet 
und verfassungsrechtlich geschützt wird. Es bedarf regelmäßig 
eines Ausgleichs zwischen den schützenswertcn Interessen des 
Betroffenen und den prima vista ebenso schützenswerten In­
teressen der Konsumenten und folglich auch der Berichterstat­
ter.2 Zu diesem Zwecke verfügen Rechtsgemeinschaften über 
kodifizierte oder auf Gewohnheit beruhende Persönlichkeits­
rechte, wie etwa das Recht jeder Person auf Achtung und Res­
pektierung ihrer Ehre und Privatsphäre. Diese nationalstaatli­
chen Ausgestaltungen der Persönlichkeitsrechte3 ebenso wie
1 Online zugänglich via http:/icuria.europa.eu.
1 H. Koziol, Sachgerechte Haftung der Massenmedien bei Schädigung 
durch unzutreffende Inform ationen, in: H. Koziol/Seethaler/Thiede 
(Hrsg.), Medienpolitik und Recht, Wien 2010, 131 ff.; Thiede, Internatio­
nale Persönlichkeitsrcchtsverletzungen, Wien 2010, Rz. 7/55 ff.
3 Vgl. Brüggemeicr, Protection o f  personality rights in the law o f  delict/tort 
in Europe: mapping out paradigms, in: Brüggem eier/Colombi Ciacehi/ 
O'Callaghan (eds.). Personality Rights in European T on Law, Cambridge
260 GPR 5/11 Scrvice -  In ternationales P riva t- und  Zivil verfahrensrech t
das nationale Prozessrecht unterscheiden sich zum Teil erheb­
lich, sodass es in grenzüberschreitenden Fallkonstellationen -  
neben dem hier nicht zu erörternden K ollisionsrecht4 -  en t­
scheidend ist, vor welchem Gericht eine Persönlichkeitsrechts- 
verletzung ausjudiziert w ird.5
B. Sachverhalte
Namentlich mit der Frage nach der internationalen Zuständig­
keit und dem damit anwendbaren Prozessrecht hat sich nun der 
EuGH in zwei Fällen auseinanderzusetzen. Im ersten Sachver­
halt begehrt ein in der BRD lebender deutscher Straftäter die 
Unterlassung der Preisgabe seiner Identität durch ein österrei­
chisches Internetportal; im zweiten wendet sich ein französi­
scher Schauspieler gegen die Intemetausgabe einer englischen 
Zeitung, welche nebst einer Serie von Fotografien berichtete, 
dass dieser seine zwischenzeitlich beendete Beziehung mit einer 
australischen Sängerin wieder aufgenommen habe. In beiden 
Fällen ist die internationale Zuständigkeit der deutschen bzw. 
französischen Gerichte bestritten; der BGH und das TGI Paris 
ersuchen im Rahmen mehrerer Vorlagefragen um Klärung.
C. Status quo
Bei den vorliegend einschlägigen Ansprüchen aus unerlaubter 
Handlung bestimmt sich im europäischen Kontext die interna­
tionale Zuständigkeit nach der Brüssel I-VO.6 Diese Verord­
nung sieht Wahlgerichtsstände vor, die zum allgemeinen Ge­
richtsstand des Beklagten treten. So kann etwa, sofern eine un­
erlaubte Handlung den Gegenstand des Verfahrens bildet, ein 
Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates vor dem Gericht des 
Ortes verklagt werden, an dem das schädigende Ereignis einge­
treten ist oder einzutreten d roh t Art. 5 Nr. 3 Brüssel I-VO. Bei 
der Bestimmung dieses forum delicti commissi ergeben sich -  
wie vorliegend -  Probleme, wenn der Ort der schädigenden 
Handlung und jener der Rechtsgutsverletzung auseinanderfal- 
lcn (Distanzdelikt). Bei derartigen Sachverhalten kann einer­
seits der Ort gemeint sein, an dem das schadensbegründende 
Ereignis veranlasst worden ist (Ilandlungsort), zum anderen 
aber auch der Ort, an dem die Rechtsgutsverletzung cingetre- 
ten ist (Erfolgsort). Bekanntlich entschied der EuGH in der 
Rechtssache Bier,7 dass beide Gerichtsstände gleichwertig sind 
und der Beklagte sowohl vor dem Gericht am Handlungs- als 
auch Erfolgsort verklagt werden kann -  wobei beiden Gerich­
ten die volle Kognitionsbefugnis für den gesamten Schaden 
zusteht. Die Einführung dieses Ubiquitätsprinzips war zu ­
nächst unproblematisch, erst die Rechtssache Shevill im Jahre 
19958 legte die Nachteile offen: Der EuGH entschied in diesem 
Fall einer grenzüberschreitenden Berichterstattung, dass so­
wohl an allen Verbreitungsorten (als Erfolgsorte) als auch am 
Niederlassungsort des Herausgebers (als Handlungsort)9 die in­
ternationale Zuständigkeit gegeben sei. Aus Bier folgt, dass bei 
Publikation eines ehrverletzenden Mediums in mehreren Mit­
gliedstaaten die Gerichte jedes dieser Staaten (als Gerichte am 
[Teil-]Erfolgsort) international zuständig sind. Der Verletzte 
könnte daher seinen gesamten Schaden vor einem Gericht ein­
klagen, welches nur eine marginale Verbindung zum Sachver­
halt aufweist. Das wäre geradezu eine Einladung zum forum 
shopping. Der EuGH suchte diesem Defizit zu begegnen, indem 
er die Gerichte an den Verbreitungsorten ([Teil-] Erfolgsorten) 
in ihrer Kognitionsbefugnis insoweit beschnitt, als sie n u r  für
den Ersatz derjenigen Schäden zuständig sind, die in dem Staat 
des angerufenen Gerichts eingetreten sind. Diese „Mosaiktheo­
rie“ erscheint bei vordergründiger Betrachtung zufriedenstel­
lend, sehliei31ieh wird der Kläger gezwungen zum Ersatz des 
Gesamtschadens den M edieninhaber an dessen Heimatge­
richtsstand zu verklagen, alle Erfolgsortsgeriehte anzurufen 
oder aber Verzicht zu üben und eine Auswahl an Erfolgsorts- 
gerichten zu treffen.10 Bei genauerer Analyse werden jedoch 
Defizite offenkundig, wobei hier aufgrund der räumlichen Li­
mitierung nur einige wenige anzusprechen sind: Das EuGVÜ 
und später die Brüssel I-VO wurden mit dem klareii Ziel ge­
schaffen, zwecks Prozessökonomie die Verteilung der gericht­
lichen Zuständigkeiten im Verhältnis zwischen den National­
staaten vorzunehmen und den gesamten Rechtsstreit einem 
Gericht in einem einzigen Verfahren zuzuweisen.11 Der EuGH 
spaltet in Shevill den in der Verordnung anvisierten einheit­
lichen europäischen Rechtsraum, indem er an den Erfolgsorten 
parallele nationale Erkenntnis- und Vollstreckungsverfahren 
in einer Streitsache zulässt.12 Überdies erweckt die territoriale
2010, 5 ff.; Thiede (Fn. 2), Rz. 7/15 ff.; Warzilek, Rechtsvergleichende 
Analyse, in: H. Koziol/ Warzilek, Persönlichkeitsschutz gegenüber Mas­
senmedien, Wien, Berlin, New York 2005, 563 ff.
4 Bekanntlich verzichtete der europäische Gesetzgeber a u f eine Regelung 
in der Rom II-Verordnung und statuierte in Art. 1 Abs. 2 lit. g leg. cit. eine 
Bereichsausnahme. Die nach Art. 30 Abs. 2 leg. cit. durchgeführte Unter­
suchung zur Thematik (Mainstrat Study, http://ec.europa.eu/justice/doc_ 
centrc/civil/studies/doc/study_privacy_en.pdf, 140 ff.) empfahl eine m a­
terielle Rechtsvcreinhcitiichimg, die derzeit weder im (D)CFR noch in den 
PETL absehbar erscheint, vgl. nur DCFR VI. -  Art. 2:203 (2) „if national 
law so provides“ und H. Koziol, Basic Norm, in: European Group on Tort 
Law (eds.), Principles o f European Tort Law, Wien, New York 2005, 30 ff. 
In jüngster Zeit widmet sich MdEuP Wallis (wieder) der Thematik, vgl. 
Working Document http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2009_201 
4/docum ents/juri/dv/836/836983/836983_en.pdf.
5 Man spricht von Libel Tourism, vgl. exemplarisch Baturina v. Times 
Neivspapers Ltd [20111 EWCA Civ 308 und die Analysen von Sehiwy, 
Persönlichkeitsschutz und Pressefreiheit, in H. Koziol/Seethaler/Thiede 
(Fn. 2], 103 ff. und Hojfmann, Libel Tourism, http://www.indexoncensor 
ship.org/2010/02/the-libel-tourism -m yth.
6 Verordnung (EG) über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerken­
nung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssa­
chen vom 22.12.2000, ABI. L 2001/12, 1 ff.
7 EuGH, Urteil vom 30.11.1976, Bier, Rs. 21/76, Slg. 1976, 1735 ff.
8 EuGH, Urteil vom 7.3.1995, Shevill, Rs. C-68/93, Slg. 1995,1-415.
9 EuGII (Fn. 9), Rz. 29. Dies erscheint zweifelhaft, wenn man bedenkt, dass 
zwar M edieninhaber für die Arbeit ihrer M itarbeiter einstehen müssen, 
aber auch jeder einzelne Medienschaffende dann haftbar ist, wenn er die 
Persönlichkeitsrechte des Betroffenen rechtswidrig und schuldhaft ver­
letzt, vgl. Thiede (Fn. 2), Rz. 7/64. 15/36; Janen, Publizistische Verant­
wortungskultur, in: H. K oziol/Seethaler/Thiede (Fn. 2), 40 ff.; a.A. von 
Hindert, Persönlichkeitsverletzung im Internet, Tübingen 1999, 60 f.
10 MdigmsIMatihowski, Brussels I Regulation, M ünchen 2007, Art. 5 no. 210.
11 Vgl. allein den W ortlaut der Artt. 6 und 21 Brüssel I-VO; Kreuzer/Klötgen, 
Die Shevill-Entscheidung des EuGH: Abschaffung des Deliktsortsge- 
richtsstands des Art. 5 Nr. 3 EuGVÜ für ehrverletzende Streudelikte, IPRax 
1997, 95.
12 Dies wird insbesondere bei negatorischen Begehren schlagend, sofern die 
nationalen Gerichte hinsichtlich Beurteilung der Rechtmäßigkeit der Pu­
blikation voneinander abweichen: Nur bei physischen Veröffentlichun­
gen kann ein länderspezifisch organisierter Vertrieb gestoppt werden. Bei 
Online-Publikationen führt die norm ative Begrenzung au f einen Staat ins 
Leere, dem M edieninhaber bleibt nur die Handhabe, die Publikation
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Aufteilung der all fällig auszugleichenden Schadenspositio­
nen, insbesondere der Ausgleich der erlittenen seelischen Un­
bill, also der ideelle Schäden, erhcblichc Zweifel: Dieser ist 
nämlich unteilbar, weil auch das Bezugsobjekt des Ausgleichs 
-  die Seelen- bzw. die Gemütsverfassung des Betroffenen -  ein 
einheitliches ist.13 Der ideelle Schaden mag zwar graduell vom 
Ausmaß der Veröffentlichung abhängig sein, je  nachdem wie 
groß der Personenkreis ist, vor welchem das Ansehen herab­
gesetzt wurde. Jedoch, und dies ist zu betonen, bleibt der Scha­
den, die Herabsetzung des Ansehens, einheitlich und entsteht 
nicht an jedem Verbreitungsort gleichsam territorial neu.
D. Der „Schwerpunkt“ des Konfliktes -  
die Lösung des GA
Man muss Cruz Villalön für seinen Drahtseilakt ein Kompli­
ment aussprechen: Einerseits gelingt es ihm, diese und weitere 
kritische Gesichtspunkte zwar verklausuliert,14 aber doch hin­
reichend offen anzusprechen und zugleich eine eigenständige 
Lösung zu präsentieren, die aus dem (zu) engen Korsett der bis­
herigen Rechtsprechung ausbricht. Zwar geht er nicht soweit, 
für eine Aufgabe der bisherigen Rechtsprechung zu plädieren, 
allerdings empfiehlt er einen (weiteren) Gerichtsstand im Mit­
gliedstaat des „Schwerpunkts des Konflikts“, wobei dieses Ge­
richt über den gesamten Schaden (!) befinden soll.15 Nach sei­
ner Ansicht ist dasjenige Gericht zur Entscheidung berufen, in 
dessen Gebiet die streitige Information objektiv besonders re­
levant ist und in dem zugleich der Inhaber des Persönlichkeits­
rechts seinen „Interessenschwerpunkt“ hat, mithin jener Ort an 
dem der Konflikt zwischen Informations- und Medienfreiheit 
und Persönlichkeitsrecht des Einzelnen optimal entschieden 
werden kann, weil er am stärksten „sichtbar“ werde.16
Im Einzelnen schlägt Cruz Villalön für die Bestimmung des 
„Schwerpunkts des Konfliktes“ ein (offenes) komparatives Sys­
tem 17 mit zwei Grundelementen vor: Zum einen nimmt er Be­
zug auf den Betroffenen, indem er auf dessen Lebensmittel­
punkt abhebt; dieser befinde sich dort, „wo der im Genuss sei­
ner Persönlichkeitsrechte beeinträchtigte Einzelne seinen Le­
bensplan ... hauptsächlich entfaltet“.10 Sodann rekurriert er 
auf die objektive Relevanz der Information für einen bestimm­
ten Mitgliedstaat. Nach seiner Ansicht muss die streitige Infor­
mation in einer Weise geäußert worden sein, die vernünftiger­
weise den Schluss zulässt, dass sie angesichts der Umstände der 
Mitteilung in einem bestimmten Mitgliedstaat Interesse weckt 
und demnach die Leser in diesem Gebiet aktiv dazu veranlasst, 
au f sie zuzugreifen.19 Dass dies in verschiedenen M itgliedstaa­
ten der Fall sein kann, wird erkannt und sodann mittels eines 
komparativen Satzes gelöst: „Je höher also der Informations­
wert einer bestimmten Nachricht in einem nationalen Hoheits­
gebiet ist, desto eher besteht grundsätzlich eine Verknüpfung 
zwischen den dort begangenen Rechtsverletzungen und den 
Gerichten dieses Gebiets.“20 Zur Bestimmung dieser objektiven 
Relevanz empfiehlt er verschiedenste Kriterien, so etwa das Do­
mainkürzel der Onlinepublikation, die Sprache, in welcher die 
Publikation abgefasst wurde, die Zielgruppe der allfällig imple­
mentierten Werbung, die jeweilige (nationale) Rubrik der Pu­
blikation und die in den Suchmaschinen hinterlegten Schlüs­
selworte. Zuletzt könnten auch die Zugriffe aus den verschie­
denen Mitgliedstaaten als „illustrative Quelle“ herangezogen 
werden. Sofern nun der Lebensmittelpunkt und der Ort der ob­
jektiven Relevanz zusammenfallen, sind nach Ansicht von
Cruz Villalön die Gerichte dieses Mitgliedstaates zur Entschei­
dung über den gesamten Schaden berufen.
E. Bewertung
Die Anträge von Cruz Villalön sind nicht unangreifbar: Kann 
es wirklich auf den rein subjektiven „Lebensplan“ des Betrof­
fenen ankommen -  oder ist vielleicht doch eher die (objektive) 
Kenntnisnahme am Ort der signifikanten sozialen Beziehun­
gen des Betroffenen ausschlaggebend? Wie wird bei besonders 
und auch wiederkehrend betroffenen Personen öffentlichen 
Interesses zu verfahren sein, wenn sich aufgrund von Lebens­
stil und Tätigkeit kein Ort eines „Lebensplans“ ermitteln lässt? 
Was geschieht, wenn dieser Ort nicht mit dem Ort der objekti­
ven Relevanz der Information zusammenfällt? In diesen Fällen 
müsste au f die M osaikbeurteilung zurückgegriffen werden, 
was angesichts der entgegenstehenden Argumente äußerst un­
befriedigend erscheint. Zuletzt scheint cs angesichts des nach­
gerade reflexhaft geäußerten Einwandes gefährdeter Rechts­
sicherheit21 angezeigt, die Konkretisierung der beiden geschil­
derten Elemente -  entgegen der Ansicht des GA22 -  nicht den 
nationalen Gerichten zu überlassen.
Trotz dieser Kritik bringen die Schlussanträge von Cruz Vil­
lalön eine erfreuliche Dynamik in die Frage der internationa­
len Zuständigkeit für grenzüberschreitende Persönlichkeits­
rechtsverletzungen und sind schon allein deshalb zu begrü­
ßen. Uneingeschränkt beizupflichten ist dem Versuch, einen 
Gerichtsstand zu ermitteln, der den Ausgleich der gegenläufi­
gen Interessen der Parteien im spezifischen Fall der Persön­
lichkeitsrechtsverletzung sicherstellt. So wie cs auch im mate­
riellen Recht23 darum geht, die Interessen beider Parteien zu
gänzlich offline zu nehmen. Und selbst dann kann er die rechtliche A n­
ordnung auch nur begrenzt befolgen, vgl. jüngst KG Berlin, Beschluss 
vom 25. Juli 2011, Az. 10 U 59/11.
13 Zur Übertragbarkeit saehrechüicher Paradigmen au f kollisionsrechtliche 
Zusam menhänge vgl. nur von Bar, Grundfragen des Internationalen De­
liktsrechts. JZ 1985. 965.
14 Es wird die technologische Veränderung durch die Etablierung des Inter­
net abgehoben, nur um sogleich a u f  die notwendige Technologieneutra­
lität zu verweisen, vgl. Cruz Villalön, Anträge, Rz. 50, 53.
15 Cruz Villalön (Fn. 14), Rz. 66.
,G Cruz Villalön (Fn. 14), Rz. 58.
17 Vgl. zu dieser Vorgehensweise F. Bydlinski, Juristische M ethodenlehre 
und Rechtsbegriff, 2. Aufl., Wien, New York 1991, 529 ff.; Larenz/Cana- 
ris, M ethodenlehre der Rechtswissenschaft, 3. Aufl., Berlin, Heidelberg, 
New York 1995, 298 ff., 306 f.; Thiede (Fn. 2), Rz. 16/1 ff. mit um fang­
reichen weiteren Nachweisen.
18 Cruz Villalön (Fn. 14), Rz. 59. Nota bene lehnt Cruz Villalön den Bezug auf 
den Bekanntheitsgrad (vgl. EuGH, Shevill, (Fn. 8) ab; für eine stichhaltige 
Begründung vgl. nur von Hinden (Fn. 9). 88 ff.
19 Dergestalt werde die Klage an diesem Ort auch für den Medieninhaber 
vorhersehbar, sodass auch seine Interessen gewahrt sind, vgl. Cruz Vil­
lalön (Fn. 14), Rz. 57, 63. Zum notwendigen Kriterium der Vorhersehbar­
keit vgl. H. Koziol/Thiede, Kritische Bemerkungen zum derzeitigen Stand 
der Rom II-Verordnung, ZVglRWiss 106 (2007), 235 ff.; Thiede (Fn. 2), 
Rz. 15/61 ff;a.A . Kadner Graziano, Ausservertragliche Schuldvcrhältnis- 
se nach Rom 1I-V0, RabclsZ 72 (2009), Fn. 111.
20 Cruz Villalön (Fn. 14), Rz. 64
21 Vgl. zur Kritik nur F. Bydlinski (Fn. 17), 534.
22 Cruz Villalön (Fn. 14), Rz. 63.
23 Vgl. Nachweis in Fn. 13.
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einem Ausgleich zu führen, um die Frage zu beantworten, ob 
eine schuldhafte und rechtswidrige Verletzung vorliegt, muss 
auch ein Gerichtsstand gewählt werden, an dem der optimale 
Ausgleich der Interessen der Parteien zumindest möglich er­
scheint. Es erscheint nur folgerichtig, dass dies mit festgefüg­
ten Tatbestandsmerkmalen nicht zu erreichen ist.
Summary
Any analysis of the rules on international jurisdiction of cross- 
border invasions of personality rights in eases of online pub­
lications discloses a pressing need for reform. The status quo is 
antiquated and rightly addressed by Advocate General Cruz 
Villalôn. In his opinion he attempts a giant leap forward by 
establishing a further court -  internationally competent for 
the whole damage sustained in the Member State where both 
the published information is objectively relevant to the con­
sumer and the “scheme of life" of the victim is disrupted. Al­
though his opinion is prone to be criticised; it is for instance 
questionable, how the “scheme of life” can to be determined in 
case of a personality of public concern or a celebrity with mul­
tiple domiciles in different states. It is furthermore question­
able, whether the antiquated system remains in force in all 
cases where a publication is not objectively relevant at the 
place of the “scheme of life” o f the victim. Apart from this,
the Advocate’s général approach and the dynamic impact of 
his opinion must be weleomed.
Résumé
Toute analyse des réglementations sur la législation interna­
tionale dans le domaine des violations des droits de la per­
sonne en cas de publications on-line révèle un besoin urgent 
de réforme. Le statu quo est obsolète ce qui est clairement ex­
posé par l’Avocat Général Cruz Villalôn. Dans son avis il risque 
de faire un immense pas en avant en créant un tribunal sup­
plémentaire qui sera compétent au plan international pour la 
totalité des dégâts subis dans l’État membre où la nouvelle 
diffusée est objectivement importante pour le public et où est 
situé en même temps le “centre des intérêts v itaux” de la vic­
time du préjudice. Bien que son avis soit susceptible d’être cri­
tiqué, il se pose la question, comment il est possible de déter­
miner le “centre des intérêts v itaux” lorsqu’il s’agit d ’un per­
sonnage public ou d’une célébrité ayant plusieures résidences 
dans des pays différents. Le vieux système reste-t-il toujours 
en vigueur dans tous les cas où la publication n’a pas d’impor­
tance objective à l’endroit où se trouve le “centre des intérêts 
v itaux”? À part cela, on ne peut que se réjouir de l’approche 
générale ainsi que de la dynamique avec laquelle Cruz Villalôn 
aborde ce sujet.
Die Vorschläge der EU-Kommission zur Harmonisierung des Güterkollisionsrechts 
für Ehen und eingetragene Partnerschaften -  eine erste kritische Analyse 
Erster Teil (wird in Heft 6/2011 fortgesetzt)
Dr. Markus Buschbaum, Brüssel, und Ulrich Simon, Brüssel
I. Einleitung
Am 16. März 2011 hat die Europäische Kommission ihre Vor­
schläge für eine Verordnung des Rates über die Zuständigkeit, 
das anzuwendende Recht, die Anerkennung und die Vollstre­
ckung von Entscheidungen im Bereich des Ehegüterrechts1 und 
des Güterrechts eingetragener Partnerschaften2 vorgestellt. 
Die Vorschläge beruhen auf dem am 17. Juli 2006 vorgestcllten 
Grünbuch und den hierzu eingereichten Konsultationsbeiträ­
gen.3 Nach Untersuchungen der Kommission wurden EU-weit 
2007 über 307.000 Ehen unter Angehörigen unterschiedlicher 
Nationalität geschlossen und ca. 500.000 internationale Ehen 
geschieden oder durch den Tod eines Ehegatten beendet; das 
bei Ende einer Ehe zu verteilende Vermögen belaufe sich auf 
460 Millionen Euro jährlich.4 Die praktische Relevanz einer 
Harmonisierung insbesondere des Güterkollisionsrechts für 
Eheleute lässt sich angesichts dieses Befundes schwerlich be­
streiten. Für eingetragene Partnerschaften liegen Vergleichs­
zahlen offenbar nicht vor.5 Aber auch in diesem Bereich be­
steht ein Bedarf für eine Kollisionsrechtsharmonisierung in­
nerhalb der Europäischen Union, zumal die Unterschiede zwi­
schen den mitgliedstaaüichen Rechtsordnungen bei den ein­
getragenen Partnerschaften noch ausgeprägter sein dürften. 
Von einem Regelungsvorschlag betreffend faktische Lebens­
gemeinschaften, die auch Gegenstand des Grünbuches waren, -
hat die Kommission dagegen abgesehen, obwohl an solche Le­
bensgemeinschaften außerhalb der traditionellen Ehe nach 
dem Recht einiger Mitgliedstaaten (bzw. des Beitrittskandida-
1 KOM (2011) 126 endg., im Internet abrufbar un ter http://www.europarl. 
europa.eu/m eetdocs/2009_2014/docum ents/eom/com_com% 282011% 2 
90126_/com_com%282011%290126_de.pdf.
2 KOM (2011) 127 endg., im Internet abm fbar un ter http://www.europarl. 
europa.eu/meetdoes/2009_2014/documents/coni/eom_com°/o282011lVo2 
90127Jcom _com % 282011% 290127_dc.pdf.
3 „Grünbueh zu den Kollisionsnormen im Güterrccht unter besonderer Be­
rücksichtigung der gerichtlichen Zuständigkeit und der gegenseitigen 
Anerkennung“, KOM (2006) 400 endg., im Internet abrufbar unter http:// 
eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=C0M:2006:0400:FIN: 
de:PDF. Vgl. Martiny, FPR 2008, 206 ff.; Süß, ZErb 2006, 326 ff. Die zum 
Grünbueh bei der Kommission eingegangenen Konsultationsbeiträge 
können eingesehen werden unter http://ee.europa.eu/justiee/newsroom/ 
civil/opi nion/061130_en.htm.
4 Siehe das Impact Assessment der Kommission: SEC (2011) 327 final, S. 8, 
im Internet in englischer Sprache abrufbar unter http://ee.europa.eu/gov 
ernance/impact7ia_carried_out/docs/ia_2011 /sec_201 l_0327_en.pdf.
5 Das Impact Assessment spricht nur vage von einer vergleichsweise ge­
ringen praktischen Relevanz derzeit, erwartet aber einen künftigen An­
stieg .problem atischer“ Fälle, vgl. Impact Assessment (o. Fn. 4), S. 20.
6 Vgl. das Grünbuch (o. Fn. 3), S. 10 ff.
